
derart beschädigt, daß eine Wegnahme ohne weiteres mög­
lich war. In einem Fall haben sie auch eine Kiste, die 
Schokolade enthielt, mit einem Hemmschuh erbrochen. 
Sie haben sich je eine Tafel Schokolade herausgenommen 
und die Kiste dann wieder verschlossen.

Die Jugendstrafkammer des Kreisgerichts sprach gegen 
den Jugendlichen R. wegen fortgesetzten einfachen und 
schweren Diebstahls eine Strafe von drei Monaten Frei­
heitsentzug bei bedingter Verurteilung aus. Ferner wurden 
ihm Weisungen erteilt.

Der Mitangeklagte N. erhielt fünf Monate Gefängnis.
Gegen dieses Urteil richtet sich die Berufung des jugend­

lichen Angeklagten R. Die Berufung hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Das Jugendgerichtsgesetz stellt u. a. die Aufgabe, die 

Jugendlichen, die gegen die Gesetze verstoßen haben, 
zu vollwertigen Bürgern unseres Staates zu erziehen. 
Dabei ist den Erziehungsmaßnahmen der Vorzug vor 
der Strafe einzuräumen und eine Strafe nur zu ver­
hängen, wenn der Zweck des Gesetzes nicht anders zu 
erreichen ist (Präambel zum JGG vom 23. Mai 1952). 
Die Jugendstrafkammer hat diesen Grundsatz des Ge­
setzes -und die konkrete Bestimmung des § 3 JGG nicht 
genügend beachtet und ist daher zu einem falschen Er­
gebnis gekommen. Es war bei der Beurteilung, ob Er­
ziehungsmaßnahmen anzuordnen sind oder Freiheits­
entzug auszusprechen ist, in erster Linie zu prüfen, ob 
der Jugendliche durch Weisungen oder andere Er­
ziehungsmaßnahmen zu einem ehrlichen und anständi­
gen Menschen erzogen werden kann. Die Art und der 
Umfang der Verfehlungen sind dabei von nebengeord­
neter Bedeutung.

In der Hauptverhandlung vor dem Strafsenat waren 
der Jugendliche und seine Eltern anwesend. Dabei 
wurden alle Umstände, die für die Erziehung des 
Jugendlichen maßgeblich sind, erörtert. Auf Grund des 
Ergebnisses dieser Erörterungen steht der Senat auf 
dem Standpunkt, daß es möglich sein wird, den Ju­
gendlichen durch Erziehungsmaßnahmen auf den 
richtigen Weg zu bringen, ihn insbesondere zur Achtung 
unserer Gesetze zu erziehen. Wenn die Verfehlungen 
des Jugendlichen auch keinesfalls zu entschuldigen 
sind, so kann aber nicht übersehen werden, daß er erst 
durch andere, und zwar ältere und ihm in seiner Aus­
bildung Vorgesetzte Personen hierzu veranlaßt worden 
ist. Der Jugendliche ist auch das erste Mal straffällig 
geworden. Weiter kommt hinzu, daß ihn das Strafver­
fahren stark beeindruckt hat und daß er auch bereits 
durch seine Eltern eindringlich auf das Verwerfliche 
seines Verhaltens hingewiesen worden ist. Der Jugend­
liche zeigt ehrliche Reue und schämt sich seiner Hand­
lungen. Es ist also so, daß er von seinem falschen Ver­
halten und den Ermahnungen seiner Erzieher und des 
Gerichts berührt ist. Aus diesem Grunde ist es nicht not­
wendig, gegen den Jugendlichen Freiheitsentzug auszu­
sprechen. Dies könnte sich u. U. nachteilig auf ihn aus­
wirken. Nach Prüfung, welche Erziehungsmaßnahmen 
die geeignetsten sind, ist der Senat auf Familien­
erziehung (§ 12 JGG) gekommen. Die Eltern des 
Jugendlichen sind in der Lage, ihn zu einem verant­
wortungsbewußten Menschen zu erziehen. Sie haben 
einen guten Leumund und haben auch auf das Gericht 
einen günstigen Eindruck: gemacht. Sie sind unserer 
Gesellschaftsordnung gegenüber aufgeschlossen. Der 
Vater ist Turbinenschlosser, er gehört der Partei der 
Arbeiterklasse und weiteren gesellschaftlichen Organi­
sationen an. Er sowie die Mutter des Angeklagten 
haben sich auch bisher um die Erziehung des Jugend­
lichen bemüht. Dabei wurden allerdings einige Mängel 
festgestellt, z. B., daß der Jugendliche zu wenig 
Taschengeld erhalten hat (monatlich 4 bis 6 DM). Der 
Jugendliche hat auch ab und zu einige Schläge von 
seinem Vater erhalten. Die Eltern haben eingesehen, 
daß insoweit ihre Erziehungsmethoden falsch waren, 
und sind gewillt, hier Änderungen eintreten zu lassen. 
Die Eltern haben zugesagt, in Zukunft für eine beson­
ders gewissenhafte Erziehung und Beaufsichtigung 
ihres Sohnes zu sorgen. Dabei haben sie sich mit den 
Lehrern und Berufsausbüdern des Jugendlichen in Ver­
bindung zu setzen.

Neben der Familienerziehung erkannte der Senat auf 
die im Urteil des Kreisgerichts ausgesprochenen Wei­
sungen.

Familienrecht
§§ 1795 Abs. 1 Zilf. 1 und 3, 1630 BGB; Art. 7, 30.
Abs. 2, 144 Abs. 1 der Verfassung.
Erhebt der Ehemann die Klage auf Anfechtung der 

Ehelichkeit eines in der Ehe geborenen Kindes 
erst n a c h  Scheidung der Ehe, so ist die Befugnis der 
Mutter, das Kind im Prozeß gesetzlich zu vertreten, 
grundsätzlich nicht ausgeschlossen. Ob gleichwohl 
wegen Besorgnis eines Interessenkonflikts ein Pfleger 
für das Kind zu bestellen und diesem die Vertretung 
im Prozeß zu übertragen ist, hängt von der besonde­
ren Lage des Einzelfalles ab.

OG, Urt. vom 9. August 1957 - 1 Zz 58/57.

Der Verklagte ist am 27. September 1955 als eheliches 
Kind des Klägers geboren worden. Die Ehe seiner Eltern 
ist mit Urteil des Kreisgerichts A. vom 31. Juli 1956 rechts­
kräftig geschieden worden. Der Kläger hat die Ehelichkeit 
des Verklagten angefochten und in der nach Rechtskraft 
des Scheidungsurteils erhobenen Klage behauptet, der Ver­
klagte sei nicht sein eheliches Kind, denn er habe während 
dessen gesetzlicher Empfängniszeit, die vom 29. November 
1954 bis zum 30. März 1955 lief, mit seiner damaligen Ehe­
frau nur unter Benutzung von Schutzmitteln verkehrt. 
Seine Ehefrau habe im Dezember 1954 mit Ernst P. ge­
schlechtlich verkehrt. Aus diesem Verkehr stamme der 
Verklagte. Der Kläger hat daher beantragt festzustellen, 
daß der Verklagte nicht sein eheliches Kind ist.

Der Verklagte hat Klageabweisung beantragt.
Er hat nicht bestritten, daß seine Mutter kurz vor Weih­

nachten 1954 außer mit dem Kläger auch mit P. geschlecht­
lich verkehrt hat, hat jedoch zwecks Feststellung der 
Vaterschaft die Beiziehung eines Blutgruppengutachtens 
beantragt.

Das Kreisgericht hat mit Urteil vom 21. August 1956 
nach dem Klageantrag erkannt.

Der Präsident des Obersten Gerichts der Deutschen 
Demokratischen Republik hat die Kassation dieses Urteils 
beantragt. Der Antrag hatte Erfolg.

Au s den G r ü n d e n :
Es war fehlerhaft, daß das Kreisgericht nicht klar­

gestellt hat, durch wen der minderjährige Verklagte 
im Prozeß gesetzlich vertreten war. Es hat im Rubrum 
des Urteils lediglich dessen Prozeßbevollmächtigten 
aufgeführt.

Das Oberste Gericht hat bereits in seiner Entschei­
dung vom 14. Februar 1956 — 1 Zz 4/56 — (NJ 1956 
S. 218) zur Frage der Vertretungsbefugnis der Mutter 
im Ehelichkeitsanfechtungsprozeß Stellung genommen.

Zufolge der durch Art. 7, 30 Abs. 2, 144 Abs. 1 der 
Verfassung gewährleisteten Gleichberechtigung von 
Mann und Frau steht das Sorgerecht für die Person 
des Kindes und damit auch dessen gesetzliche Vertre­
tung (§ 1630 Abs. 1 BGB) beiden Eltern zu gleichem 
Recht zu. Die Mutter ist also zur gesetzlichen Vertre­
tung ihres Kindes in gleicher Weise berufen wie der 
Vater. In einem Ehelichkeitsanfechtungsprozeß kann 
jedoch, wenn die Klage vom Ehemann erhoben wird, 
die Ehefrau kraft gesetzlicher Vorschrift wegen des in 
jedem Fall mindestens möglichen Widerstreits ihrer 
Rechte und Interessen mit denen ihres Kindes dieses 
nicht gesetzlich vertreten. Das ergibt sich aus der Vor­
schrift des § 1795 Abs. 1 Ziff. 3 BGB, der in Verbin­
dung mit § 1630 Abs. 2 BGB entsprechend auf das 
Verhältnis zwischen dem Kind und seinen Eltern an­
zuwenden ist. Die Gefährdung der Interessen des 
Kindes leitet das Gesetz daraus her, daß die Mutter 
als gesetzliche Vertreterin des Kindes gegen ihren 
zunächst als dessen Vater geltenden Ehemann auf- 
treten müßte und dabei schon in der grundlegenden 
Frage der Abstammung des Kindes in Widerstreit mit 
ihren eigenen wirklichen oder vermeintlichen Inter­
essen geraten könnte. Insoweit ist an der erwähnten 
Entscheidung des Senats festzuhalten.

Soweit der Senat jedoch in diesem Urteil darüber 
hinausgehend die Auffassung vertreten hat, daß das 
gesetzliche Vertretungsrecht der Mutter auch dann 
ausgeschlossen sei, wenn der Mann erst nach Schei­
dung seiner Ehe die Anfechtungsklage erhoben habe, 
kann daran aus folgenden Erwägungen nicht fest­
gehalten werden:

An den rechtlichen Grundlagen des Verhältnisses 
zwischen Eltern und Kind ändert sich zwar durch die
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